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Aktuelle  Forschungsergebnisse  aus 
dem Institut Arbeit und Qualifikation

Auf den Punkt ...

• Im Jahr 2019 arbeiteten noch 25,3 % der ostdeutschen und 18,9 % der 
westdeutschen Beschäftigten für einen Niedriglohn von unter 11,50 € 
brutto pro Stunde. In Deutschland insgesamt waren rund 7,2 Millionen 
Beschäftigte in einem Niedriglohnjob tätig.

• In den Jahren 2011 bis 2019 hat sich der Niedriglohnanteil in Ost-
deutschland von 39,4 % auf 25,3 % deutlich reduziert. Allein im Jahr 
2019 sank der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten im Osten um sie-
ben Prozentpunkte. 

• In Westdeutschland erreichte der Niedriglohnanteil seinen höchsten 
Wert im Jahr 2011 (20,9 %) und schwankte danach zwischen 19,6 % 
und 20,6 %. Von 2016 bis 2019 ist die Niedriglohnquote von 20,4 % 
auf 18,9 % gesunken. 

• Der deutliche Rückgang der Niedriglohnbeschäftigung in Ost-
deutschland hängt auch damit zusammen, dass in den meisten 
Branchen die zuvor unterschiedlich hohen tariflichen Verdienste in 
West- und Ostdeutschland inzwischen angeglichen worden sind.

Thorsten Kalina und Claudia Weinkopf

Niedriglohnbeschäftigung 2019 – 

deutlicher Rückgang vor allem in           

Ostdeutschland
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1 Einleitung 

In diesem IAQ-Report aktualisieren wir unsere Auswertungen zur Entwicklung und Struktur 

der Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob und wie sich 

der Umfang der Niedriglohnbeschäftigung im Jahr 2019 verändert hat und welche Beschäftig-

tengruppen von niedrigen Löhnen besonders betroffen waren.  

2 Datengrundlage und methodisches Vorgehen 

Datengrundlage unserer Berechnungen ist das sozio-ökonomische Panel (SOEP)1, das – anders 

als z.B. Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) – auch die Einbeziehung von Teilzeitbeschäf-

tigten und Minijobber*innen erlaubt, die überproportional häufig von niedrigen Stundenlöh-

nen betroffen sind. Zur Bestimmung des Umfangs der Niedriglohnbeschäftigung verwenden 

wir gemäß der OECD-Definition eine Niedriglohnschwelle von zwei Dritteln des mittleren 

Stundenlohns (Median) für Deutschland insgesamt (vgl. OECD 1996: 70). Die Stundenlöhne 

in den folgenden Auswertungen zur Niedriglohnbeschäftigung wurden auf der Basis der Brut-

tomonatsverdienste (ohne Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) und den An-

gaben der Befragten zu ihrer tatsächlich geleisteten Arbeitszeit berechnet, wobei Überstunden 

in beiden Größen enthalten sein können. Für Beschäftigte, in deren Betrieb Arbeitszeitkonten 

geführt werden, haben wir die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit an Stelle der tatsächlichen 

Arbeitszeit verwendet.  

Unsere Analysen zur Entwicklung der Niedriglohnbeschäftigung im Jahr 2019 auf der Basis des 

SOEP beziehen sich wie vergleichbare Auswertungen auf alle abhängig Beschäftigten.2 Selbstän-

dige und Freiberufler*innen sowie mithelfende Familienangehörige wurden ausgeschlossen, da 

sich für sie ein Stundenlohn nicht sinnvoll berechnen lässt. Nicht berücksichtigt wurden dar-

über hinaus auch Auszubildende, Praktikant*innen, Personen in Rehabilitation, Umschulung 

sowie in weiteren arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, Beschäftigte in Behindertenwerkstät-

ten, Personen im Bundesfreiwilligendienst sowie Beschäftigte in Altersteilzeit. Darüber hinaus 

beschränkt sich unsere Auswertung auf Beschäftigte, die mindestens 18 Jahre alt sind.  

3 Entwicklung der Niedriglohnschwelle und der Löhne im Niedrig-

lohnbereich 

Bei der Entwicklung der Niedriglohnschwelle lassen sich drei unterschiedliche Phasen erken-

nen: Von 1995 bis 2003 ist die Niedriglohnschwelle mit Ausnahme des Jahres 2000 durchgängig 

gestiegen. Von 2004 bis 2013 erhöhte sich die Niedriglohnschwelle hingegen kaum und sank in 

                                                       
1 Das SOEP ist eine repräsentative jährliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die seit 1984 in West-

deutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird (vgl. Goebel et al. 2018).  
2 Vgl. Grabka 2021, Grabka/Göbler 2020.  
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den Jahren 2006 sowie 2010 sogar. Zwischen 2014 und 2019 ist die Niedriglohnschwelle meist 

stärker gestiegen als in den vorherigen Zeiträumen. Die deutlichsten Erhöhungen sind im Jahr 

2014 (+0,39 €) und insbesondere im Jahr 2018 (+0,42 €) zu erkennen (Abbildung 1).  

Der gesetzliche Mindestlohn lag im Jahr 2019 bei 9,19 € pro Stunde und damit weiterhin deut-

lich unter der Niedriglohnschwelle (zwei Drittel des mittleren Stundenlohns) von 11,50 € in 

diesem Jahr. Bei der Einführung des Mindestlohns im Jahr 2015 lag der Abstand zwischen der 

Niedriglohnschwelle (10,22 €) und der Höhe des Mindestlohns (8,50 €) bei 1,72 €. Bis 2019 hat 

sich die Differenz zwischen der Höhe des Mindestlohns und der Niedriglohnschwelle auf im-

merhin 2,31 € pro Stunde (9,19 € gegenüber 11,50 €) vergrößert.  

Die Entwicklung der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland ist demnach seit 2015 

deutlich hinter der allgemeinen Lohnentwicklung zurückgeblieben.3 Dies bestätigt auch eine 

Analyse von Börschlein et al. (2021), die aufzeigen, dass die Entwicklung des Mindestlohns der 

allgemeinen Lohnentwicklung sowie der Entwicklung der Tariflöhne hinterherhinkt. Die Au-

toren gehen allerdings davon aus, dass dieses Defizit mit der nächsten Erhöhung auf 10,45 € 

ausgeglichen wird.  

Bereits seit 2013 sind die Stundenlöhne am unteren Rand des Lohnspektrums in Deutschland 

überdurchschnittlich gestiegen, was u.a. daran lag, dass ein Teil der Betriebe die anstehende 

Mindestlohneinführung zum Anlass genommen hatte, die untersten Stundenlöhne der Be-

schäftigten (teils bereits vor der Mindestlohneinführung) auf das Niveau des Mindestlohns oder 

knapp darüber anzuheben (Bellmann et al. 2016). Gleichzeitig gab es für einige Branchen bis 

2017 noch die Möglichkeit, den Mindestlohn von 8,50 € pro Stunde zeitweilig zu unterschrei-

ten, wenn dem ein für allgemeinverbindlich erklärter Tarifvertrag zugrunde lag. Diese Über-

gangsfrist wurde vor allem zur Anpassung des niedrigeren Niveaus der Stundenlöhne in Ost-

deutschland genutzt (Bosch/Weinkopf 2013 und 2015). 

 

 

                                                       
3 Die Niedriglohnschwelle liegt bei zwei Dritteln des mittleren Lohns (Median).  
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Abbildung 1: Entwicklung der Niedriglohnschwelle und des gesetzlichen Mindestlohns in 

Deutschland, 1995–2019 

 Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. 

Der durchschnittliche Stundenlohn im Niedriglohnbereich ist von knapp 73 % der Niedrig-

lohnschwelle im Jahr 2014 auf fast 77 % der höheren Schwelle im Jahr 2016 gestiegen, seitdem 

aber wieder auf knapp unter 75 % im Jahr 2019 gesunken (Abbildung 2). Betrachtet man die 

längerfristige Entwicklung, ist erkennbar, dass der Durchschnittslohn im Niedriglohnbereich 

schon seit 2008 stärker als die Niedriglohnschwelle gestiegen und damit näher an diese heran-

gerückt ist. Im Zuge der Mindestlohneinführung im Jahr 2015 hat sich dieser Prozess weiter 

verstärkt. 
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Abbildung 2:  Durchschnittslohn im Niedriglohnbereich, Niedriglohnschwelle und Relation 

aus beidem (1995–2019) 

 

Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. 

Dahinter steht, dass die Löhne im Zuge der Einführung des Mindestlohns vor allem im unteren 

Bereich der Stundenlohnverteilung überproportional gestiegen sind (Burauel et al. 2018: 89). 

Der Mindestlohn hat also zu einer Kompression der Lohnstruktur unterhalb der Niedriglohn-

schwelle geführt und das „Ausfransen“ der Löhne nach unten gebremst. Die durchschnittlichen 

Löhne im Niedriglohnbereich sind nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zwischen 

2014 und 2016 stärker gestiegen als die Niedriglohnschwelle. Dieser Prozess setzte bereits vor 

Einführung des Mindestlohns in den Jahren 2008/2009 ein. Seit 2016 hat sich diese Entwicklung 

jedoch umgekehrt und die durchschnittlichen Löhne im Niedriglohnbereich sind zuletzt in ge-

ringerem Maße gestiegen als die Niedriglohnschwelle.  

Eine mögliche Erklärung hierfür besteht darin, dass es einem Teil der Beschäftigten infolge von 

Lohnerhöhungen am oberen Rand des Niedriglohnsektors gelungen ist, die Niedriglohn-

schwelle zu überwinden und damit aus dem Niedriglohnsektor heraus zu kommen. Hierdurch 

hat sich der Niedriglohnbereich etwas verkleinert und die durchschnittlichen Stundenlöhne im 

Niedriglohnsektor sind in Folge der Abgänge aus dem Niedriglohnbereich weniger stark gestie-

gen als der Median bzw. die Niedriglohnschwelle. 
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3.1 Niedriglohnbeschäftigung in der Gesamtwirtschaft 

Der Anteil der Niedriglohnbeschäftigung stagnierte bis 2017 auf einem hohen Niveau von fast 

23 % (Kalina/Weinkopf 2020). Erst seit dem Jahr 2018 – also drei Jahre nach der Einführung 

des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland – ist der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten 

tatsächlich erstmals erkennbar auf 19,9 % im Jahr 2019 gesunken (Abbildung 3).4  

Im Vergleich zum Jahr 2011, als der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten mit 24,1 % aller Be-

schäftigten einen historischen Höchstwert erreicht hatte, ist somit ein Rückgang des Niedrig-

lohnanteils um immerhin gut vier Prozentpunkte zu verzeichnen.  

In Ostdeutschland ließ sich bereits seit 2011 ein Rückgang der Niedriglohnbeschäftigung er-

kennen. Diese Entwicklung setzte also schon vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 

ein, wurde durch diesen aber weiter beschleunigt. In den Jahren 2011 bis 2019 hat sich der 

Niedriglohnanteil im Osten von 39,4 % auf 25,3 % deutlich reduziert. Allein von 2018 auf 2019 

verringerte sich der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten in Ostdeutschland um rund sieben 

Prozentpunkte.  

In Westdeutschland erreichte der Niedriglohnanteil seinen höchsten Wert mit 20,9 % im Jahr 

2011 und schwankte in den folgenden Jahren zwischen 19,6 % und 20,6 %. Von 2016 bis 2019 

hat sich die Niedriglohnquote von 20,4 % auf 18,9 % und damit um 1,5 Prozentpunkte redu-

ziert.  

                                                       
4 Auf einen deutlichen Rückgang des Niedriglohnrisikos verweist auch Grabka (2021: 310). 
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Abbildung 3:  Entwicklung des Niedriglohnanteils 1995–2019 (in % der Beschäftigten) 

 

Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. 

Zum deutlichen Rückgang der Niedriglohnbeschäftigung in Ostdeutschland hat sicherlich auch 

beigetragen, dass in den meisten Branchen die zuvor unterschiedlich hohen tariflichen Ver-

dienste in West- und Ostdeutschland inzwischen angeglichen worden sind. Allerdings ist die 

Tarifbindung im Osten weiterhin niedriger als in Westdeutschland, so dass auch im Jahr 2019 

mit 25,3 % immer noch ein deutlich höherer Anteil der Beschäftigten in Ostdeutschland für 

einen Stundenlohn unterhalb von 11,50 € brutto pro Stunde arbeitete als in Westdeutschland 

(18,9 %). 
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ist die Zahl der Niedriglohnbeschäftigten auf 7,2 Millionen im Jahr 2019 wieder recht deutlich 

zurückgegangen (Abbildung 4).  
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Abbildung 4: Zahl der Niedriglohnbeschäftigten im Zeitverlauf (in Millionen), 1995–2019  

 

Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. 
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Tabelle 1:  Niedriglohnrisiko nach Personen- und Beschäftigungsmerkmalen, 2014 und 

2019 (in % der jeweiligen Beschäftigtengruppe) 

Lesehilfe: Von allen abhängig Beschäftigten ohne Berufsausbildung verdienten im Jahr 2019 

44,0 % weniger als 11,50 € pro Stunde (Niedriglohnschwelle). Gegenüber 2014 (48,9 %) ist das 

Niedriglohnrisiko damit um 10 % gesunken.  

Kategorie Ausprägung 
Deutschland 

2014 
Deutschland 

2019 
Änderung relativ 

in  % 

Qualifikation 

Ohne Berufsausbildung 48,9 44,0 -10,0 

Mit Berufsausbildung 23,6 20,3 -13,8 

Akademischer Abschluss 9,9 7,7 -21,4 

Geschlecht 
Männer 16,6 15,2 -8,5 

Frauen 30,5 25,0 -18,0 

Alter 

unter 25 Jahre 55,6 47,6 -14,3 

25 – 34 26,9 21,4 -20,6 

35 – 44 19,1 14,5 -24,2 

45 – 54 16,8 15,8 -6,1 

55+ 24,8 22,1 -10,9 

Nationalität 
Deutsche 21,6 18,4 -14,7 

Ausländer/innen 38,8 30,7 -20,7 

Befristung 
Befristet 41,5 36,8 -11,4 

Unbefristet 18,8 16,9 -9,8 

Arbeitszeitform 

Vollzeit 14,4 12,0 -16,9 

Teilzeit 24,5 22,7 -7,7 

Minijob 78,6 76,9 -2,2 

Gesamtwirtschaft 23,3 19,9 -14,3 

Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. 

Im Zeitraum von 2014 bis 2019 ist das Niedriglohnrisiko in der Gruppe der Beschäftigten im 

Alter von 35-44 Jahren am stärksten gesunken (um 24,2 %). Auch für Beschäftigte mit einem 

akademischen Abschluss hat sich das Niedriglohnrisiko um 21,4 % deutlich verringert. Fast 

gleichauf liegen die Ausländer*innen mit einem Rückgang des Niedriglohnrisikos um 20,7 % 

und die Beschäftigten im Alter von 25 bis 34 Jahren (Rückgang um 20,6 %). Bei den Frauen hat 

sich das Niedriglohnrisiko um 18 % verringert und für Vollzeitbeschäftigte um 16,9 %. Für 

Deutsche reduzierte sich das Risiko, für einen Niedriglohn zu arbeiten, im Betrachtungszeit-

raum um 14,7 %.  

Mit einem Rückgang des Niedriglohnrisikos um 14,3 % lagen die unter 25-Jährigen genau auf 

dem Durchschnittswert der Veränderung des Niedriglohnrisikos über alle Beschäftigtengrup-

pen hinweg - dicht gefolgt von den Beschäftigten mit abgeschlossener Berufsausbildung, deren 

Niedriglohnrisiko um 13,8 % gesunken ist. Für Beschäftigte ohne abgeschlossene Berufsausbil-

dung sank das Niedriglohnrisiko um 10 % und für unbefristet Beschäftigte um 9,8 %. Es folgen 

die männlichen Beschäftigten mit einem Rückgang des Niedriglohnrisikos um 8,8 % und die 
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sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigten mit einem um 7,7 % reduzierten Niedrig-

lohnrisiko.  Für die Beschäftigten im Alter von 45–54 Jahren verringerte sich das Niedriglohn-

risiko um 6,1 %. 

An letzter Stelle stehen die geringfügig Beschäftigten, deren Niedriglohnrisiko sich innerhalb 

des Betrachtungszeitraumes lediglich um 2,2 % reduziert hat. Die deutliche Steigerung der 

Stundenlöhne für Minijobber*innen im Zuge der Mindestlohneinführung (um 9,2 %) im Jahr 

2015 hat sich in den folgenden Jahren also nicht fortgesetzt (Burauel et al. 2017, S. 1121).  

Hierbei hat sicherlich auch eine Rolle gespielt, dass die Niedriglohnschwelle im Jahr 2019 mit 

11,50 € weiterhin erheblich über den für viele Minijobs „marktüblichen“ Stundenlöhnen lag. 

Nach unserer Berechnung verdienten Minijobber*innen mit einem Niedriglohnjob im Jahr 

2019 im Durchschnitt nur 7,17 € brutto pro Stunde, was nicht nur deutlich unterhalb der Nied-

riglohnschwelle von 11,50 € liegt, sondern auch unter dem gesetzlichen Mindestlohn, was auf 

mangelnde Compliance hindeutet. Der Stundenlohn von Vollzeitbeschäftigten im Niedrig-

lohnsektor lag hingegen im Durchschnitt bei 9,20 € und für sozialversicherungspflichtig Teil-

zeitbeschäftigte bei 9,27 € pro Stunde, also deutlich näher an der Niedriglohnschwelle.  

Mit Akademiker*innen, Vollzeitbeschäftigten und den mittleren Altersgruppen ist das Nied-

riglohnrisiko vor allem in Gruppen gesunken, die ohnehin ein eher geringes Niedriglohnrisiko 

haben. Mit Frauen und Ausländer*innen haben aber auch Beschäftigtengruppen mit einem 

überdurchschnittlichen Niedriglohnrisiko profitiert.  

Neben der Betroffenheit bzw. dem Risiko, für einen Stundenlohn unterhalb der Niedriglohn-

schwelle zu arbeiten, ist auch von Interesse, wie sich die Beschäftigten mit geringen Stunden-

löhnen auf die unterschiedlichen Beschäftigtengruppen verteilen (Tabelle 2). Veränderungen 

dieser Anteile können mit einer Änderung des Niedriglohnrisikos oder auch mit Veränderun-

gen des Anteils der Gruppe an den Beschäftigten insgesamt zusammenhängen. 

Der Anteil der gering Qualifizierten an allen Niedriglohnbeschäftigten hat im Jahr 2019 gegen-

über 2014 um vier Prozentpunkte zugenommen, während der Anteil der Beschäftigten mit ab-

geschlossener Berufsausbildung etwa im gleichen Umfang zurückgegangen ist. Dahinter stehen 

Verschiebungen der Proportionen zwischen diesen Gruppen auf der gesamtwirtschaftlichen 

Ebene, d.h. auch hier ist der Anteil berufsfachlich Qualifizierter zurückgegangen.   
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Tabelle 2:  Struktur der Niedriglohnbeschäftigten, 2014 und 2019 im Vergleich (in  %) 

Lesehilfe: Im Jahr 2019 verfügten 60,2 % der Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland über eine 

abgeschlossene Berufsausbildung.  

Kategorie Ausprägung 

Anteil der jeweiligen Gruppe 
am Niedriglohnsektor  

Anteil der jeweiligen Gruppe 
an der Gesamtbeschäftigung 

2014 2019 2014 2019 

Qualifikation 

Ohne Berufsausbildung 25,3 29,3 12,0 13,3 

Mit Berufsausbildung 64,1 60,2 63,0 59,3 

Akademischer Abschluss 10,6 10,6 25,0 27,3 

Geschlecht 
Männer 37,2 39,5 52,1 51,7 

Frauen 62,8 60,5 47,9 48,3 

Alter 

unter 25 Jahre 13,1 13,5 5,5 5,7 

25 – 34 24,1 21,8 20,9 20,4 

35 – 44 18,4 16,1 22,4 22,3 

45 – 54 21,0 20,8 29,2 26,4 

55+ 23,4 27,8 22,0 25,2 

Nationalität 
Deutsche 83,7 80,7 90,2 87,5 

Ausländer*innen 16,3 19,3 9,8 12,5 

Befristung 
Befristet 24,5 22,6 12,8 11,9 

Unbefristet 75,5 77,4 87,2 88,1 

Arbeitszeit-
form 

Vollzeit 41,3 39,3 67,3 66,6 

Teilzeit 23,0 27,4 22,0 24,6 

Minijob 35,7 33,4 10,7 8,8 

Gesamtwirtschaft 100,0  100,0 100,0  100,0  

Quelle: SOEP v36, eigene Berechnung. Der Wert von 100 % ergibt sich als Summe der Werte einer Kategorie (z.B. 

Qualifikation) 

Der Anteil von Frauen am Niedriglohnsektor ist zwischen 2014 und 2019 um 2,3 Prozent-

punkte zurückgegangen, obwohl ihr Anteil an den Beschäftigten insgesamt leicht zugenommen 

hat. Dies hängt mit dem deutlichen Rückgang des Niedriglohnrisikos bei Frauen zusammen.  

Beim Alter hängt die Veränderung der Struktur des Niedriglohnsektors vor allem mit dem sin-

kenden Niedriglohnrisiko in den Altersgruppen zwischen 25 und 44 Jahren zusammen. Dies 

hat zu einer Verringerung des Anteils dieser Gruppen am Niedriglohnsektor geführt.  

Die Zunahme des Anteils von Ausländer*innen am Niedriglohnsektor um 2,9 Prozentpunkte 

hängt vor allem mit der Ausweitung ihres Anteils an der Gesamtbeschäftigung zusammen. Der 

Anteilsgewinn unbefristet Beschäftigter an allen Niedriglohnbeziehenden resultiert ebenfalls 

aus einer Zunahme ihres Anteils an der Gesamtbeschäftigung  

Die Veränderung des Anteils am Niedriglohnsektor nach Arbeitszeitkategorien ist stark durch 

die Strukturveränderungen in der Gesamtbeschäftigung geprägt. Die sozialversicherungs-

pflichtige Teilzeitarbeit hat gesamtwirtschaftlich an Bedeutung gewonnen, während die ande-

ren Arbeitszeitformen an Gewicht verloren haben.  
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Mehrheit der Niedriglohnbeschäftigten in Deutsch-

land weiterhin nicht aus den Gruppen stammt, die traditionell ein überdurchschnittliches 

Niedriglohnrisiko haben, sondern aus den Kerngruppen des Arbeitsmarktes: 80,7 % der Nied-

riglohnbeschäftigten haben die deutsche Staatsangehörigkeit bzw. einen unbefristeten Arbeits-

vertrag (rund 77 %). Jeweils gut 60 % sind Frauen bzw. haben eine abgeschlossene Berufsaus-

bildung (60,2 %). Fast 59 % der Niedriglohnbeschäftigten sind zwischen 25 und 54 Jahre alt. 

Gut 39 % der Niedriglohnbeschäftigten waren im Jahr 2019 in Vollzeit tätig, 27,4 % arbeiteten 

in sozialversicherungspflichtiger Teilzeit und etwa ein Drittel in einem Minijob. Damit war die 

überwiegende Mehrheit der Niedriglohnbeziehenden (rund zwei Drittel) sozialversicherungs-

pflichtig beschäftigt.  

Der gesetzliche Mindestlohn hat vor allem am unteren Ende der Lohnverteilung gewirkt. Über 

Ripple-Effekte sind Beschäftigtengruppen über die Niedriglohnschwelle gehoben worden, de-

ren Stundenlöhne zuvor knapp unter der Niedriglohnschwelle lagen (meist vergleichsweise gut 

Qualifizierte oder Vollzeitbeschäftigte). Die Stundenlöhne von gering Qualifizierten und Mi-

nijobber*innen liegen demgegenüber weiterhin meist deutlich unter der Niedriglohnschwelle.  

Um die im Ländervergleich eher geringe Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland 

zu steigern, könnte dieser einmalig überproportional angehoben werden. Noch wirkungsvoller 

wäre eine deutliche Steigerung der Tarifbindung, weil davon auch die in den letzten Jahren 

deutlich geschrumpfte Mittelschicht in Deutschland profitieren könnte (Bosch 2020).  

3.3 Besonders von Niedriglöhnen betroffene Branchen 

Von den rund 7,2 Millionen Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland im Jahr 2019 waren 16,1 

% im Einzelhandel, 9,2 % in der Gastronomie, 9,1 % in der Gebäudebetreuung (Gebäudereini-

gung und Hausmeistertätigkeiten), 8,5 % im Gesundheitswesen und 4,8 % im Bereich Erzie-

hung und Unterricht beschäftigt (Tabelle 3). In diesen fünf Branchen war zusammen genom-

men fast die Hälfte aller Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland tätig. Gegenüber 2014 hat 

die Gebäudebetreuung deutlich an Bedeutung gewonnen.   
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Tabelle 3: Branchen mit den absolut meisten Niedriglohnbeschäftigten (2014 und 2019 

im Vergleich, in %) 

Wirtschaftszweig 
Niedriglohnrisiko 

Anteil an allen  
Niedriglohnbeziehenden 

2014 2019 2014 2019 

Einzelhandel 42,6 40,1 16,9 16,1 

Gastronomie 67,1 62,5 9,0 9,2 

Gebäudebetreuung 54,3 61,2 5,6 9,1 

Gesundheitswesen5 21,9 16,4 8,6 8,5 

Erziehung und Unterricht 16,2 11,7 5,7 4,8 

Quelle: SOEP v36, IAQ-Berechnungen. Sortiert nach dem Anteil an allen Niedriglohnbeschäftigten im Jahr 2019.  

Das Risiko, für einen Niedriglohn zu arbeiten, ist in den genannten Branchen sehr unterschied-

lich. In der Gastronomie waren im Jahr 2019 mit rund 62,5 % fast zwei Drittel der Beschäftigten 

zu einem Lohn unterhalb der Niedriglohnschwelle beschäftigt. An zweiter Stelle folgt die Ge-

bäudebetreuung, in der gut 61 % der Beschäftigten einen Niedriglohn erhielten. Auch im Ein-

zelhandel ist das Niedriglohnrisiko mit rund 40 % überdurchschnittlich hoch, aber deutlich 

niedriger als in der Gastronomie oder der Gebäudebetreuung. Im Gesundheitswesen und im 

Bereich Erziehung und Unterricht hingegen ist das Niedriglohnrisiko mit 16,4 % bzw. 11,7 % 

unterdurchschnittlich. Diese Branchen sind für den Niedriglohnsektor aber gleichwohl rele-

vant, weil sie gesamtwirtschaftlich ein großes Gewicht haben.  

4 Zusammenfassung und Fazit 

In diesem Report haben wir unsere alljährliche Berichterstattung zur Entwicklung der Niedrig-

lohnbeschäftigung in Deutschland für 2019 aktualisiert. Im Jahr 2019 arbeiteten nach unseren 

Berechnungen 25,3 % der ostdeutschen und 18,9 % der westdeutschen Beschäftigten für einen 

Stundenlohn unterhalb der Niedriglohnschwelle von 11,50 € brutto pro Stunde. Insgesamt wa-

ren im Jahr 2019 in Deutschland rund 7,2 Millionen Beschäftigte (19,9 %) in einem Niedrig-

lohnjob tätig.  

Besonders bemerkenswert erscheint uns die Entwicklung in Ostdeutschland: In den Jahren 

2011 bis 2019 hatte sich der Niedriglohnanteil in Ostdeutschland von 39,4 % auf 25,3 % bereits 

erheblich reduziert. Allein von 2018 auf 2019 hat sich der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten 

im Osten weiter (um immerhin sieben Prozentpunkte) verringert.  

In Westdeutschland ist der Rückgang der Niedriglohnbeschäftigung hingegen seit Jahren we-

sentlich weniger dynamisch. Der höchste Wert wurde mit einem Anteil von 20,9 % im Jahr 

2011 erreicht und schwankte danach nur noch leicht zwischen 19,6 % und 20,6 %. Von 2016 bis 

                                                       
5 Gegenüber früheren Untersuchungen wird eine andere Wirtschaftszweigsystematik verwendet, die Gesundheits- 

und Sozialwesen getrennt ausweist. Das Gesundheitswesen hat daher gegenüber früheren Auswertungen einen 
geringeren Anteil als Gesundheits- und Sozialwesen zusammen.  
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2019 ist die Niedriglohnquote von 20,4 % auf 18,9 % gesunken, was aber immer noch deutlich 

über dem EU-Durchschnitt von rund 15 % liegt (Eurostat 2021).  

Ansatzpunkte, um die Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland weiter einzudämmen, lassen 

sich auf unterschiedlichen Ebenen identifizieren. Da der Kaitz-Index des gesetzlichen Mindest-

lohns mit 48,2 % im Vergleich der EU-Länder einer der niedrigsten ist, wäre eine einmalige 

deutliche Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns empfehlenswert. Hierfür hat sich auch der 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil bereits mehrfach ausgesprochen und im März 2021 ge-

meinsam mit dem Finanzmister Olaf Scholz ein Papier veröffentlicht, in dem sie „Eckpunkte 

zur Weiterentwicklung des Mindestlohns und Stärkung der Tarifbindung“ in Deutschland for-

muliert haben. In diesem Papier wird auch gefordert, den gesetzlichen Mindestlohn in Deutsch-

land im Jahr 2022 auf mindestens 12 € brutto pro Stunde anzuheben (Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales / Bundesministerium für Finanzen 2021).  

Darüber hinaus wird angeregt, dass die Mindestlohnkommission bei Entscheidungen zur An-

passung des gesetzlichen Mindestlohns künftig auch das Prüfkriterium „angemessener Min-

destschutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ sowie den Aspekt der Armutsgefähr-

dung stärker berücksichtigen soll. Von einer Armutsgefährdung sei auszugehen, wenn das Ar-

beitsentgelt auf Basis einer Vollzeitstelle unterhalb der Schwelle von 60 % des Medianlohnes 

liege (ebenda: 2). Hier besteht in Deutschland eine große Lücke und demnach ein besonderer 

Handlungsbedarf. Ein weiterer Vorschlag zielt darauf ab, dass die Anrechenbarkeit von be-

stimmten Lohnbestandteilen auf den Mindestlohnanspruch grundsätzlich nicht mehr zulässig 

sein soll (vgl. auch Weinkopf/Kalina 2020: 110). Diese Regelung soll es Beschäftigten erleichtern 

zu prüfen, ob der Mindestlohn von ihrem Arbeitgeber auch tatsächlich eingehalten wird.  

Einige weitere Vorschläge zielen darauf ab, die Durchsetzung und Einhaltung des gesetzlichen 

Mindestlohns zu verbessern. So sollen die Zollbehörden Beschäftigte künftig durch konkrete 

Mitteilungs- und Hinweispflichten bei der Erkennung und zivilrechtlichen Verfolgung von 

Mindestlohnansprüchen unterstützen.6  

Eine große Herausforderung besteht weiterhin auch darin, die Bekanntheit der Höhe des ge-

setzlichen Mindestlohns in Deutschland zu steigern. Befragungen von Beschäftigten im Auftrag 

der Mindestlohnkommission haben ergeben, dass zwar rund 95 Prozent der Beschäftigten wis-

sen, dass in Deutschland ein gesetzlicher Mindestlohn gilt. Allerdings konnten in den Jahren 

2018/2019 nur jeweils etwa 18 Prozent der Befragten die damalige Höhe des gesetzlichen Min-

destlohns von 8,84 Euro beziehungsweise 9,19 Euro korrekt angeben. Auch die ungefähre Höhe 

des Mindestlohns in einer Bandbreite von 50 Cent um den exakten Wert herum konnte nur 

etwa die Hälfte der Befragten nennen (Ipsos 2020). 

Hier „rächt“ sich aus unserer Sicht möglicherweise, dass in Deutschland weder im Vorfeld der 

Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015 noch bei den Erhöhungen in den fol-

genden Jahren Maßnahmen ergriffen worden sind, um die Bevölkerung über anstehende Min-

destlohnerhöhungen zu informieren. In Großbritannien wurde demgegenüber früh erkannt, 

                                                       
6 Allerdings sind die Kapazitäten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit für solche zusätzlichen Aufgaben aufgrund 

der hohen Zahl nicht besetzter Stellen begrenzt (vgl. Bosch et al. 2019: 302ff). 
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dass sich die Einhaltung und Durchsetzung des Mindestlohns deutlich verbessern lässt, wenn 

anstehende Erhöhungen in den Medien und über Plakataktionen bekannt gemacht werden. Be-

fragungen von Beschäftigten in Großbritannien haben ergeben, dass dort bis zu 90 Prozent der 

Befragten die jeweils neue Höhe des gesetzlichen Mindestlohns kannten (Benassi 2011: 12f; Low 

Pay Commission 2018: 24). 

Von einem gesetzlichen Mindestlohn allein ist nicht zu erwarten, dass der Umfang des Nied-

riglohnsektors zurückgeht, weil fast alle gesetzlichen Mindestlöhne unterhalb der Niedriglohn-

schwelle von zwei Dritteln des Medians liegen.7 Die internationale Mindestlohnforschung hat 

gezeigt, dass die Höhe der Tarifbindung einen deutlich stärkeren Einfluss auf den Umfang der 

Niedriglohnbeschäftigung hat als die Existenz und Höhe eines gesetzlichen Mindestlohns (vgl. 

z.B. Hayter/Weinberg 2011; Grimshaw et al. 2014). Hintergrund ist, dass durch Tarifverträge 

sogenannte „Ripple-Effekte“ auftreten können, d.h. zur Wahrung des Abstandes des gesetzli-

chen Mindestlohnes zu den unterschiedlichen Tariflohngruppen erhöht ein Teil der Betriebe 

auch die Tariflöhne oberhalb des Mindestlohns, wenn dieser angehoben wird (Bosch/Weinkopf 

2013; Bosch et al. 2021).  

Ein möglicher Ansatzpunkt zur Verringerung des vergleichsweise hohen Anteils von Niedrig-

löhnen in Deutschland besteht darin, die Zahl der Minijobs deutlich zu reduzieren, weil gering-

fügige Beschäftigungsverhältnisse besonders anfällig für Verstöße gegen den Mindestlohn sind. 

Um dies zu erreichen, könnte die Geringfügigkeitsgrenze auf z.B. 250 oder 300 € pro Monat 

abgesenkt werden. Alternativ oder auch ergänzend könnte die Ausübung von Minijobs auch 

auf bestimmte Beschäftigtengruppen – wie z.B. Schüler*innen, Studierende und Rentner*innen 

– begrenzt werden, die meist nur eine gewisse Zeit in dieser Beschäftigungsform verbleiben (vgl. 

Bosch/Weinkopf 2017).  
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